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BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

EFTA Europaische Freihandelsassoziation

WTO Welthandelsorganisation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

v Invalidenversicherung

EU-8 Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische
Republik, Ungarn

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft

BIP Bruttoinlandsprodukt

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change

KFOR Kosovo Force

AKW Atomkraftwerk

KEV Kostendeckende Einspeisevergltung

WEA Weiterentwicklung der Armee

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

G20 Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenlénder

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

FABI Finanzierung und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur

GSoA Gruppe flUr eine Schweiz ohne Armee

SchKG Bundesgesetz Uber Schuldbetreibung und Konkurs

GuS Gemeinschaft Unabhéngiger Staaten

OPEC Organisation erddlexportierender Lander

VSS Verband der Schweizer Studierendenschaften

BKW Bernische Kraftwerke

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

AELE Association européenne de libre-échange

oMC Organisation mondiale du commerce

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

EPF Ecole polytechnique fédérale

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

UE-8 Estonie, Lettonie, Lituanie, Pologne, Slovaquie, Slovénie, République
tcheque, Hongrie

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act

SSUP Société suisse d'utilité publique

PIB Produit intérieur brut

SSR Société suisse de radiodiffusion

GIEC groupes d'experts intergouvernemental sur I'evolution du climat

KFOR Force pour le Kosovo

Centrale Centrale atomique

Risgnique Rétribution & prix colitant du courant injecté

DEVA Développement de I'armée

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

G20 Groupe des vingt

CdC Conférence des gouvernements cantonaux
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FAIF
GSsA
LP
CEl
OPEP
UNES
FMB

Financement et aménagement de I'infrastructure ferroviaire
Groupe pour une Suisse sans Armée

Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite
Communauté des Etats indépendants

Organisation des pays exportateurs de pétrole

Union des étudiant-e-s de Suisse

Forces motrices bernoises
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ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

Was pragte 2013 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschéfte im
Parlament2 Und was hat die politisch interessierte Offentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2013 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschaften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
francaise de cet article.

Ein Uberblick tber ein Jahr Schweizer Politik kommt nicht um die Betrachtung
direktdemokratischer Prozesse und Entscheidungen aus. Hier macht auch das Jahr
2013 keine Ausnahme. In der Tat pragten verschiedene Entscheide der
Stimmbevdélkerung an der Urne aber auch Diskussionen um den Gebrauch der
direktdemokratischen Instrumente das politische Jahr. Die im Frihjahr an der Urne
erfolgreiche Abzockerinitiative - das seit 1891 insgesamt zwanzigste Volksbegehren, das
von der Bevodlkerung gutgeheissen wurde - warf dabei Wellen bis ins Ausland. Fur
einmal wurde die Schweiz dort aufgrund von Abstimmungsergebnissen nicht als
auslanderfeindlich wahrgenommen, wie dies etwa bei der Minarett- und der
Ausschaffungsinitiative der Fall gewesen war, sondern als leuchtendes Beispiel gefeiert.
Nicht mehr vorwiegend rechtskonservative und populistische Parteien, sondern linke
Kreise feierten die direkte Demokratie der Schweiz als nachahmenswertes Vorbild.
Auch innenpolitisch schien die angenommene Initiative von Thomas Minder der Linken
einigen Schub zu verleihen. Im Laufe des Jahres scheiterten dann allerdings die beiden
von linker Seite gestutzten Volksinitiativen zur Abschaffung der Wehrpflicht und «1:12 -
flr gerechte Lohne» deutlich. Der Wirtschaftsverband Economiesuisse - einer der
grossten Verlierer der Abstimmung zur Abzockerinitiative - unterzog sich einer
Neustrukturierung.

Die zunehmenden Erfolgschancen von Volksbegehren fachten aber auch eine generelle
Diskussion Uber die Instrumente der direkten Demokratie an. Aufgrund der scheinbar
steigenden Zahl an lancierten und abzustimmenden Volksbegehren wurde in der Presse
vor einer eigentlichen Initiativenflut gewarnt und eine Erhéhung der Hirden zur
Einreichung einer Initiative angemahnt.

Zu reden gab auch die zusehends schwieriger werdende Umsetzung von erfolgreichen
Initiativen. Da sie eine Verwasserung ihrer Ausschaffungsinitiative beflirchtete, hatte
die SVP schon 2012 eine Durchsetzungsinitiative lanciert, die im Berichtjahr vom
Bundesrat als teilungtltig erklart wurde; dies stellt ein mit der Verfassungsrevision 1999
moglich gewordenes Novum dar. In die Diskussion uUber die Umsetzung von
Volksbegehren schaltete sich indirekt auch das Bundesgericht ein, das bei Fragen zu
Ausschaffung und Verwahrung in einzelnen Fallen Volkerrecht Uber Landesrecht stellte.
Wahrend deswegen aus rechtskonservativer Perspektive ein Abbau der direkten
Demokratie beflrchtet wird, argumentiert die andere Seite, dass hier lediglich
institutionelle Kontrollen greifen.

Dass direktdemokratische Institutionen - so oder so - Uberaus trage und
reformresistent sind, zeigte sich im Berichtjahr nicht nur am nach wie vor sehr hohen
Institutionenvertrauen der Bevolkerung, sondern auch am Umstand, dass die Initiative
fur eine Volkswahl des Bundesrates als moglicher Ausbau der direkten Demokratie an
der Urne sehr deutlich abgeschmettert wurde. Darlber hinaus wurden die sanften
Reformvorschlage des Bundesrates - die mogliche Warnung von Umsetzungsproblemen
einer Initiative bereits im Unterschriftensammelstadium und eine Anpassung der
Unglltigkeitsgrinde - bereits in der Vernehmlassung versenkt. 2013 fielen im Falle des
Familienartikels das Stdnde- und das Volksmehr zum zwdlften Mal auseinander.
Schliesslich verlief auch die nach solchem Abstimmungsausgang fast schon obligate
Diskussion um eine Reform des Doppelmehrs im Sande.

Mehr Reformwille zeigte sich im Berichtjahr in den Kantonen. Auch angestossen von
einem Bundesgerichtsentscheid wurden in zahlreichen Kantonen Wahlrechtsreformen
angegangen oder bereits umgesetzt. Zu reden gab dabei insbesondere der Fall Schwyz:
Das in der neuen Kantonsverfassung vorgesehene Mischverfahren zwischen Proporz
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und Majorz wurde vom nationalen Parlament als nicht bundesverfassungskonform
betrachtet. In der Folge wurde das neue Schwyzer Wahlrecht nicht gewahrleistet - ein
Entscheid, der im nationalen Parlament nur extrem selten und mit grosser
Zurlckhaltung gefallt wird. Reformwille zeigte sich auch bei den kantonalen
Regierungsratswahlen. Aus den funf Gesamterneuerungs- und den vier Ersatzwahlen
resultierte in nicht weniger als sieben Kantonen eine neue parteipolitische
Regierungszusammensetzung.

Die Schweizerische Aussenpolitik kann auch 2013 mit dem Adjektiv «harzig»
umschrieben werden. Zwar brachte die Schweiz als erstes europaisches Land -
allerdings  nach  teilweise  heftigen parlamentarischen  Debatten - ein
Freihandelsabkommen mit China unter Dach und Fach. Mit den Nachbarstaaten und
den USA fand die Schweiz jedoch keine Einigung in den umstrittenen Dossiers. Das
Parlament lehnte das neue Erbschaftssteuerabkommen mit Frankreich ab und
Deutschland legte den lange ausgehandelten Staatsvertrag zur Beilegung des
Fluglarmstreits auf Eis. Die Beziehungen zu den USA wurden nach wie vor durch den
Steuerstreit belastet. Zwar billigten die Rate ein Abkommen zur vereinfachten
Umsetzung zu FATCA, das von den Vereinigten Staaten angebotene, lange Zeit
intransparente und unilaterale Programm zur Losung des Steuerstreits stiess im
Parlament allerdings auf taube Ohren. Die Banken mussen sich entsprechend ohne
parlamentarische Rilckendeckung zwischen Verletzung schweizerischen Rechts
(Bankgeheimnis) und Kooperation mit US-Behdrden zwecks Verhinderung einer Strafe
wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung entscheiden.

Auch die Beziehungen mit der EU kamen 2013 erneut nicht richtig vom Fleck. Nach wie
vor wurde um institutionelle Fragen gerungen. Trotz teilweise heftiger Kritik optierte
der Bundesrat fur ein Verhandlungsmandat, bei dem der Européische Gerichtshof bei
strittigen Auslegungsfragen der Bilateralen Vertrége als Schiedsgericht vorgesehen ist,
wobei das Mandat auch die Idee einer Ausstiegsklausel beinhaltet. Auf wenig
Verstandnis innerhalb der EU stiess die Anrufung der Ventilklausel gegentber den alten
Mitgliedstaaten der EU und die Verlangerung dieser Klausel gegentber den
osteuropéischen Staaten. Vielversprechender waren die Beziehungen der Schweiz mit
der EU im Berichtjahr im Feld der Bildungspolitik. Das Parlament bewilligte fast CHF 4.5
Mrd. Franken fur die Beteiligung der Schweiz an Horizon 2020, dem Rahmenprogramm
flr Forschung und Innovation der EU, und der Bundesrat beantragte Gelder flr die
Partizipation am EU-Programm fir allgemeine und berufliche Bildung - «Erasmus flr
alle». Zudem machte ein an der ETH Lausanne angesiedeltes Projekt mit dem Namen
«Human Brain Project» das Rennen um die EU-Fordermilliarde.

Wirtschaftlich konnte sich die Schweiz nach wie vor von ihren Nachbarn absetzten. Das
BIP wuchs 2013 um zwei Prozent und die Staatsrechnung schloss zum wiederholten Mal
entgegen den Erwartungen mit einem Uberschuss. Statt dem budgetierten Defizit von
CHF 400 Mio. resultierte ein rund CHF 1.3 Mrd. starker Gewinn. Die Arbeitslosenquote
stieg zwar im Berichtjahr leicht an, war aber im europaweiten Vergleich mit 3.2 Prozent
nach wie vor sehr niedrig.

Viel Druckerschwérze wurde im Berichtjahr aufgrund der geplanten Beschaffung des
Kampfjets «Gripen» verbraucht. Nach den zahlreichen in der Presse kolportierten
Indiskretionen bezlglich Evaluation und Kaufvertrag der 22 schwedischen Jets, die fur
CHF 3.126 Mrd. gekauft werden sollten, wurde auch immer wieder die Frage
aufgeworfen, ob es sich beim Gripen um das geeignete Flugzeug handle. In den Raten
wurde das Beschaffungsgeschéaft nach einigem Hin und Her relativ knapp gutgeheissen.
Der Entscheid stand allerdings noch unter Vorbehalt, da das Gripen-Fondsgesetz, mit
dem die Beschaffung finanziert werden sollte, dem fakultativen Referendum
unterstand. Die Linke und die GSoA, die bereits vor den Ratsdebatten ihren
Referendumswillen bekundet hatten, aber auch ein burgerliches Komitee mit der GLP
an der Spitze sammelten in kurzer Zeit die nétigen Unterschriften. Die Abstimmung
wurde auf Mai 2014 terminiert; der Abstimmungskampf wurde allerdings schon Ende
2013 lanciert. Im September des Berichtjahres bekundete die Bevolkerung mit der
deutlichen Ablehnung der Initiative «Aufhebung der Wehrpflicht» eine grundsatzlich
armeefreundliche Haltung.

Wichtige Pflocke wurden 2013 bei der Infrastrukturpolitik eingeschlagen. Im Frihjahr
stimmte die Bevdlkerung mit deutlichem Mehr dem revidierten Raumplanungsgesetz zu,
das einen haushalterischen Umgang mit der Ressource Boden verspricht. Die mit der
Revision verbundene Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten Bauzonen stiess
einzig im Kanton Wallis auf grossen Widerstand, was sich in einem wuchtigen Nein-
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Anteil von uber 80 Prozent manifestierte. Alle anderen Kantone beflrworteten die
Gesetzesanderung. Mit der Bereinigung des Bundesbeschlusses Uber die Finanzierung
und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI) wurden in den Raten wichtige
Weichen flir einen Ausbau des offentlichen Verkehrs gelegt. Die beiden Kammern
genehmigten dabei mit rund CHF sechs Mrd. fast doppelt so viel Geld wie vom
Bundesrat ursprunglich vorgesehen. Da mit FABI Verfassungsanderungen vorgesehen
sind, wurde das obligatorische Referendum auf 2014 festgesetzt. Einen Dampfer erhielt
die Verkehrspolitik Ende Berichtjahr, als die Stimmbevolkerung eine Erhdéhung der
Nationalstrassenabgabe von 40 auf 100 Franken ablehnte. Das erfolgreiche Referendum
verhinderte damit auch die an die Vignettenvorlage geknlpfte Erweiterung des
Nationalstrassennetzes um rund 400 km. Der 2011 beschlossene Ausstieg aus der
Atomenergie nahm im Berichtjahr mit der bundesratlichen Botschaft zum ersten
Massnahmepaket der Energiestrategie 2050 konkretere Formen an. Mit einer Reduktion
des Energieverbrauchs und der Intensivierung der Entwicklung und Nutzung von
Quellen erneuerbarer Energien soll das Energiesystem so umgebaut werden, dass die
funf Kernkraftwerke am Ende ihrer Betriebsdauer ersatzlos stillgelegt werden kénnen.
Um die Lange eben dieser Betriebsdauer wurde auch 2013 gerungen. Nachdem im
Februar eine Gruppe internationaler Sicherheitsexperten Méangel beim AKW Muhleberg
aufgezeigt hatte, entschied sich die Betreiberin BKW fur eine Stilllegung im Jahr 2019,
weil sich die ndtigen sicherheitstechnischen Verbesserungen wirtschaftlich nicht
lohnen wirden. Eine kantonale Abstimmung zur sofortigen Stilllegung des Bernischen
AKW steht flr 2014 an.

Eine in den nachsten Jahren noch weiter an Bedeutung gewinnende Baustelle stellen
die Gesundheits- und Sozialpolitik dar. Auf der einen Seite bedingen die
demographischen Verénderungen Anpassungen im Gesundheitswesen. Auch die
zusatzlich durch den medizinisch-technischen Fortschritt verursachten, wachsenden
Gesundheitskosten missen langerfristig gebremst werden. Mit seiner Gesamtschau
Gesundheit2020 legte der Bundesrat ein Massnahmepaket vor, mit dem das
Gesundheitssystem auf die kommenden Herausforderungen ausgerichtet werden soll.
Auf der anderen Seite steigert die zunehmende Alterung der Bevdlkerung aber auch den
Druck auf die Sozialwerke. Auch hier prasentierte der Bundesrat ein Perspektivpapier.
Die Altersvorsorge 2020 sieht eine umfassende und gleichzeitige Reform der ersten
und der zweiten Saule vor. Ein flexibles Referenzrentenalter 65 fir Frauen und Ménner,
die Senkung des Umwandlungssatzes und die Erhéhung der Mehrwertsteuer sollen die
Finanzierung der AHV sichern, ohne Einbussen in den Renten hinnehmen zu mdissen.
Auch die Invalidenversicherung muss saniert werden. Im Berichtjahr versenkte
allerdings eine Allianz aus ratslinken und -rechten Parlamentariern nach Uber
zweijahriger Kommissions- und Parlamentsdebatte den zweiten Teil der 6. IV-Revision.

Zweimal aussern durfte sich die Schweizer Stimmbevélkerung 2013 zu
arbeitsmarktpolitischen Anliegen. Im September wurde eine Liberalisierungsvorlage im
Bereich der Ladendéffnungszeiten von Tankstellenshops auf Autobahnraststatten und
Hauptverkehrswegen angenommen. Gegen diese Bestimmungen hatten
Gewerkschaften, SP, Grune, CSP und EVP zusammen mit kirchlichen Kreisen das
Referendum ergriffen. Darlber hinaus und nach einer langen und intensiven
Abstimmungskampagne sprach sich das Volk im November klar gegen das Volksanliegen
der JUSO aus, womit der héchste Lohn in einem Unternehmen maximal das Zwdlffache
des tiefsten Lohnes im Unternehmen héatte betragen dirfen.

Familienpolitik war im Berichtjahr Thema zwei weiterer Volksabstimmungen. Der
Familienartikel, welcher eine verbesserte Vereinbarkeit zwischen Familie und Beruf in
der Verfassung verankern wollte, scheiterte - wie seit 1848 insgesamt nur elf weitere
Abstimmungsvorlagen - am Doppelmehr. Wahrend das Volk den Artikel mit 54.3 Prozent
Ja-Stimmen annehmen wollte, stellte sich die Deutschschweiz mit 11 4/2
Standesstimmen grossmehrheitlich dagegen. Ebenfalls keine Mehrheit fand die im
November zur Abstimmung gelangte SVP-Familieninitiative, die steuerliche
Erleichterung fur Familien forderte, die ihre Kinder selber betreuen. Hierzu sagte
neben den meisten Standen auch das Volk relativ deutlich Nein.

Das Programm zur Agrarpolitik 2014 bis 2017 passierte zwar nach langen Debatten die
Rate, stiess aber nicht Uberall auf Anklang. Nachdem ein Referendum gegen den
Beschluss abgebrochen wurde, lancierte der Bauernverband unterstitzt von der SVP
eine Initiative zur Lebensmittelversorgung, mit der die im Parlament gefassten
Entscheide wieder umgestossen werden sollen. Eine Initiative der Grlnen zur
Erndhrung und die wieder aufgenommenen Beratungen zum Lebensmittelgesetz
durften in nachster Zeit die Landwirtschaftspolitik beherrschen.
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Im Berichtjahr feierten gleich drei Parteien runde Geburtstage. Die SP beging ihr 125-
jahriges Jubildaum, die GP wurde 30 jahrig und die BDP feierte ihr funfjahriges
Bestehen. Zu feiern hatte im Berichtjahr aber auch die SVP, die erstmals mehr als 20
kantonale Regierungsmandate besetzen und auch in den kantonalen Parlamenten -
insbesondere in den Kantonen Neuenburg und Wallis - zulegen konnte. Wéahrend die
jungen Mitteparteien BDP und GLP 2013 in den vier kantonalen Parlamentswahlen
erneut Sitzgewinne verbuchen konnten, mussten per Saldo sowohl die SP, die GP, die
FDP und die CVP Federn lassen - letztere konnte immerhin den Umstand feiern, zum
ersten Mal in allen 26 kantonalen Parlamenten vertreten zu sein. In Genf (MCG) und in
Lausanne (Ensemble a Gauche) legten die Krafte an den Polen zu.

Politische Grundfragen:

- Die Nationalhymne soll mittels eines von der SGG ausgeschriebenen Wettbewerbs
erneuert werden.

- Das Verbot fur Parteianlésse auf dem Rutli wird gelockert.

- Diskussionen um ein Jubildum zur Schlacht bei Marignano 1515 decken parteipolitisch
unterschiedliche Geschichtsbilder auf.

- Direktdemokratische Entscheidungen beeinflussen das Bild der Schweiz im Ausland.

- Zukunftséangste und Sorgen nehmen im Vergleich zu den Vorjahren ab; das Vertrauen
in die politischen Institutionen bleibt ungebrochen hoch.

Rechtsordnung:

- Der Kanton Tessin nimmt eine Volksinitiative zum Vermummungsverbot an.

- Das Parlament debattiert die Totalrevision des Blrgerrechtsgesetzes.

- Die Revision des Geldwaschereigesetzes erleichtert den Austausch von Finanzdaten.

- Der Bundesrat plant ein Bundesgesetz Uber die Potentatengelder.

- Zwei tragische Mordfélle entfachen eine lebhafte Diskussion Uber den Schweizer
Strafvollzug.

- Das Bundesgericht definiert die Kriterien fur eine lebenslange Verwahrung.

- Der Fall «Carlos» fuhrt zu einer Debatte Uber den Jugendstrafvollzug.

- Die Transportpflicht fir Fangruppen von Sportvereinen wird gelockert.

- Die Bundesversammlung Uberweist eine Motion zur verstérkten Bekampfung des
Waffenmissbrauchs.

- Die gemeinsame elterliche Sorge wird unabhangig vom Zivilstand der Eltern zum
Regelfall.

Institutionen und Volksrechte:

- Die Initiative zur Volkswahl des Bundesrates wurde von der Stimmbevolkerung und
allen Stéanden deutlich abgelehnt.

- Mitte September schaltete der Bund im Rahmen von Open Government eine Open-
Data-Plattform auf.

- Nicht weniger als funf Nationalrate tauschten 2013 ihr nationales Mandat mit einem
kantonalen Regierungsposten.

- Der Sténderat flhrte nach einigen Zéhlpannen bei Abstimmung durch Handerheben
eine elektronische Abstimmungsanlage ein.

- Mit der Abzockerinitiative wurde das zwanzigste Volksbegehren seit 1891 angenommen
und zum zwolften Mal wies mit dem Familienartikel eine Abstimmungsvorlage eine
Divergenz zwischen Volks- und Standemehr auf.

- Der Bundesrat empfahl die Durchsetzungsinitiative fur teilunglltig.

- Das Verhéltnis zwischen Vélkerrecht und Landesrecht sowie die Umsetzung von mit
internationalem Recht nicht kompatiblen Volksinitiativen, wurden in Politik und
Gesellschaft kontrovers diskutiert.

- E-Voting stiess auch im Parlament zusehends auf Skepsis.

Foderativer Aufbau:

- Der Nationalrat gewéhrleistete das neue Schwyzer Wahlrecht nicht.

- Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) feierte ihr 20-jéhriges Bestehen.

- Der Nationale Finanzausgleich wird immer starker kritisiert und zahlreiche
Anderungsvorschlage stehen zur Debatte.

- Die Zahl der Gemeinden erreichte erneut einen Tiefststand, der Trend zu
Gemeindefusionen hielt unvermindert an.

- Die Fusionsinitiativen in den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt kamen
zustande, die Diskussionen daruber verliefen eher leidenschaftslos.

- Der Berner Jura und der Kanton Jura starten kein Verfahren Uber eine mogliche
Fusion: In der Volksabstimmung wurde der Vorschlag zwar vom Kanton Jura
angenommen, vom franzdsischsprachigen Gebiet des Kantons Bern aber verworfen.
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Wahlen:

- In zahlreichen Kantonen wurden Wahlrechtsreformen diskutiert und teilweise
umgesetzt.

- In vier Kantonen fanden Gesamterneuerungswahlen fur die Parlamente statt. Zu den
Gewinnern gehorten dabei neben der GLP und der BDP auch die SVP. In Genf legte der
MCG aber auch die extreme Linke zu. Verluste musste vor allem die FDP einfahren.

- In funf Kantonen wurde die Regierung neu besetzt. Einzig in Solothurn wurde die
Regierungszusammensetzung bestatigt. In den Kantonen Appenzell Innerrhoden, Wallis,
Genf und Neuenburg kam es zu teilweise grossen Anderungen und zur Abwahl
bisheriger Regierungsmitglieder.

- In zwei von drei Kantonen (AR, BL) kam es bei Ersatzwahlen zu neuen
Regierungszusammensetzungen; im Kanton Freiburg konnte die CVP ihren Sitz nur
knapp gegen den Angriff der SP verteidigen.

- Im Kanton Tessin musste die Lega per Akklamation einen Kandidaten nachnominieren,
weil niemand mehr auf der Liste war, um nachrutschen zu kénnen.

- In Lugano eroberte die Lega bei Erneuerungswahlen auf Kosten der FDP einen dritten
Stadtratssitz. In Zurich zog die Alternative Linke bei Ersatzwahlen zulasten der FDP in
die stadtische Exekutive ein.

Aussenpolitik:

- Das Parlament bekdmpfte die Schliessung von Konsulaten und Botschaften, die durch
das Eidgendssische Departement fir auswartige Angelegenheiten (EDA) aufgrund von
Sparvorgaben ebendieses Parlaments angeordnet wurde.

- Die institutionellen Fragen blockierten weiterhin die Abschlisse von neuen
Abkommen mit der EU.

- Der Bundesrat rief die Ventilklausel gegenliber den alten Mitgliedsstaaten der EU an
und verlangerte jene gegenliber acht osteuropéischen Staaten (EU-8).

- Die Beziehungen zu Frankreich wurden durch die Aufkindigung der
Pauschalbesteuerung sowie durch das neue Erbschaftsabkommen, das von den
eidgendssischen Raten abgelehnt wurde, belastet.

- Mit China wurde ein Freihandelsabkommen unterzeichnet.

- Die Schweiz nahm auf Einladung Russlands am G20-Gipfel in Moskau teil.

- In Genf fanden verschiedene internationale Konferenzen zur Beilegung des Krieges in
Syrien sowie Verhandlungen Uber das iranische Atomprogramm statt.

Landesverteidigung:

- Der Swisscoy-Einsatz im Rahmen der multinationalen Kosovo Force (KFOR) soll bis
2017 verlangert werden.

- Die Beschaffung des Kampfjets «Gripen» Ubersteht trotz Gegenwehr und
Nebengerauschen die Hurde Parlament.

- Der Bundesrat hat die Weiterentwicklung der Armee (WEA) skizziert, sie bedeutet die
Umsetzung des Armeeberichts und des Sicherheitspolitischen Berichts von 2010.

- Die Volksinitiative zur Aufhebung der Wehrpflicht erleidet eine deutliche Niederlage
an der Urne.

- Die Zukunft des Zivilschutzes wird in einer Strategie 2015+ vorgestellt.

Wirtschaftspolitik:

- Das Bruttoinlandprodukt der Schweiz wuchs im Berichtsjahr um zwei Prozent.

- Im Rahmen der Swissness-Vorlage einigten sich die eidgendssischen Rate auf die
Kriterien zum Schutz der «Marke Schweiz>».

- Der Standerat stimmte einer Revision des Kartellgesetzes zu.

- Die Stimmbevdlkerung nahm die Abzocker-Initiative an, verwarf hingegen die 1:12-
Initiative.

- Das Parlament fuhrte im Zusammenhang mit der Revision des Schuldbetreibungs- und
Konkursgesetzes (SchKG) eine Sozialplanpflicht bei Massenentlassungen ein.

Geld, Wahrung und Kredit:

- Die Nationalbank hielt den Mindestkurs gegentiber dem Euro aufrecht und aktivierte
den antizyklischen Kapitalpuffer zur Abkihlung des Immobilienmarkts.

- Das Parlament billigte das Abkommen zur vereinfachten Umsetzung von FATCA.

- Die USA bot zur Loésung des Steuerstreits ein unilaterales Programm zur
Vergangenheitsbewaltigung an.

- Der Bundesrat erklarte, dass er den automatischen Informationsaustausch
Ubernehmen wolle, sobald dieser internationaler Standard sei.

- Eine Expertengruppe zur Zukunft des Schweizer Finanzplatzes wurde ins Leben
gerufen.
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Landwirtschaft:

- Die Agrarpolitik 2014 bis 2017 wurde von den Réaten verabschiedet und in
Verordnungen umgesetzt.

- Zwei |Initiativen zur Erndhrung und Lebensmittelversorgung der Schweizer
Bevolkerung wurden lanciert.

- Die Verwaltung und das Parlament ergriffen verschiedene Massnahmen zur
Verhinderung des Bienensterbens.

- Mit einem Anstieg des Milchpreises entspannte sich die Lage flur die Produzenten
erstmals seit der Aufhebung der Kontingentierung 2009 geringfugig.

- Die Rate nahmen die Beratungen Uber die Revision des Lebensmittelgesetzes auf.

- Der Bund ergriff Massnahmen zum besseren Herdenschutz vor Grossraubtieren.

Offentliche Finanzen:

- Der Nationalrat lehnte das Erbschaftssteuerabkommen mit Frankreich ab.

- Der Bundesrat empfahl die Volksinitiative «Fur Ehe und Familie - gegen die
Heiratsstrafe» der CVP zur Annahme.

- Im Bereich der Mehrwertsteuer trat das Parlament nicht auf das Zwei-Satz-Modell
ein.

- Der Nationalrat wies das Konsolidierungs- und Aufgabentberprifungspaket 2014 an
den Bundesrat zurick.

- Die Staatsrechnung 2013 schloss mit einem Uberschuss von CHF 1.3 Mia. weit besser
ab als erwartet.

- Der Voranschlag 2014 budgetierte einen Uberschuss von CHF 121 Mio.

Energie:

- Der Bundesrat legte dem Parlament seine Botschaft zum ersten Massnahmenpaket
der Energiestrategie 2050 vor.

- Die Stromeffizienz-Initiative kam zu Stande.

- Die Bernischen Kraftwerke (BKW) gaben bekannt, dass das Atomkraftwerk Mihleberg
(BE) im Jahre 2019 vom Netz genommen wird.

- Der Standerat lehnte die Wiedereinfihrung des Kantonsvetos in Bezug auf die
Endlagerung radioaktiver Abfalle ab.

- Das Parlament hob die kostendeckende Einspeisevergitung (KEV) stark an, worauf die
SP die Cleantech-Initiative zurlickzog.

Verkehr und Kommunikation:

- Die Differenzen in der FABI-Vorlage wurden in der parlamentarischen Beratung
bereinigt.

- Kritische = Stellungnahmen in der Vernehmlassung zur Sanierung des
Gotthardstrassentunnels &nderten nichts an der Absicht des Bundesrates, eine zweite
Roéhre zu bauen.

- Das Bundesgesetz zum Bau und zur Finanzierung eines durchgehenden 4-Meter-
Korridors durch den Gotthard wurde vom Parlament gutgeheissen.

- Das Nationalstrassenabgabegesetz wurde an der Urne verworfen.

- Der Staatsvertrag zur Beilegung des Fluglarmstreits zwischen Deutschland und der
Schweiz wurde von der Bundesversammlung ratifiziert, von Deutschland jedoch auf Eis
gelegt.

Raumplanung und Wohnungswesen:

- Im Maérz wurde das revidierte Raumplanungsgesetz an der Urne deutlich
angenommen; einzig der Kanton Wallis lehnte die Vorlage mit einem Nein-Anteil von
Uber 80 Prozent dusserst klar ab.

- Das Parlament beauftragte den Bundesrat mit breit abgestitzter Mehrheit, die Vorlage
zur Aufhebung der Lex Koller abzuschreiben.

- Das Bundesgericht hiess in einem Leitentscheid zwei Beschwerden von Helvetia
Nostra gegen den Bau von Zweitwohnungen nach dem Volksentscheid gut und
attestierte der Organisation das Verbandsbeschwerderecht.

- Der Bundesrat prasentierte seinen  Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative, der von den Bergregionen begrisst und von Natur- und
Umweltschutzorganisationen abgelehnt wurde.

- Ein Postulat veranlasste den Bundesrat zur Prifung einer moglichen Ausweitung der
flankierenden Massnahmen auf das Wohnungswesen.

Umweltschutz:
- Der Bundesrat beschloss, der Volksinitiative «flur eine nachhaltige und
ressourceneffiziente Wirtschaft» einen indirekten Gegenvorschlag gegentberzustellen
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und schickte einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung.

- Die 2011 als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative «lebendiges Wasser» in Kraft
getretene Anpassung des Gewasserschutzgesetzes fuhrte bis Ende 2013 zur Einreichung
von neun Standesinitiativen; ein vom Nationalrat angenommenes Postulat fordert nun
einen Bericht Uber die Auswirkungen der Ausscheidung von Gewéasserraumen auf die
Landwirtschaft und auf Eigentimer von eingezontem Bauland.

- Eine von den Kommissionen angenommene parlamentarische Initiative betraut den
Bundesrat mit der Erarbeitung einer Regelung, die Littering mit einer Busse bestrafen
soll.

- Das Parlament verabschiedete eine Revision zur Larmsanierung der Eisenbahn, die
den Larmschutz fir Bahnanwohnerinnen und -anwohner verstarken will.

Bevélkerung und Arbeit:

- Der Bundesrat rief gegenlber den EU-Staaten die Ventilklausel an.

- Die Arbeitslosenquote stieg von 2.9 Prozent auf 3.2 Prozent an.

- Die Nominalléhne stiegen um 0.7 Prozent, die Realléhne um 1.0 Prozent.

- Das Parlament verwarf die Mindestlohn-Initiative.

- Die Stimmbevoélkerung nahm eine Liberalisierung der Ladendffnungszeiten von
Tankstellenshops an.

- Der neue Gesamtarbeitsvertrag der Maschinenindustrie fihrte Mindestldhne ein.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:

- In der Gesamtschau «Gesundheit2020» zeigte der Bundesrat auf, wie die
Gesundheitspolitik in den néachsten Jahren aussehen soll, und schuf damit ein Gefass
flr mehrere Programme.

- Das Parlament formulierte einen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zur
Hausarztmedizin», welche in der Folge zurlickgezogen wurde.

- Der Standerat behandelte als Erstrat eine Revision des Transplantationsgesetzes.

- Das neue Humanforschungsgesetz trat in Kraft.

- Nach erfolgreicher Differenzbereinigung beschloss das Parlament in einem
Dringlichkeitsverfahren einen befristeten Arztestopp.

- «Mehr Ausbildungsplatze in der Humanmedizin» werden in einer lancierten
Volksinitiative gefordert.

- Das Stimmvolk hat das Epidemiengesetz in der Referendumsabstimmug
angenommen.

- Die in beiden Raten beratene Alkoholgesetzrevision brachte mehrere Differenzen
hervor.

- Nach dem negativen Blndner Volksentscheid wird keine Kandidatur far die
Olympischen Winterspiele 2022 eingereicht.

Sozialversicherungen:

- Die Volksinitiativen «AHVplus» und «flr ein bedingungsloses Grundeinkommen>»
kamen zustande.

- Der Bundesrat konkretisierte seine umfassende Reformstrategie «Altersvorsorge
2020», welche eine finanzielle Konsolidierung bei Erhaltung des Leistungsniveaus
bringen soll.

- Die Rate konnten sich bei grossen Teilen des zweiten Massnahmenpakets der 6. V-
Revision nicht einigen und versenkten das Revisionsvorhaben schliesslich.

- Nach heftiger Kritik in der Vernehmlassung verzichtete der Bundesrat auf einen
Gegenentwurf zur Initiative «flir eine 6ffentliche Krankenkasse».

- In einem Dringlichkeitsverfahren fihrten die Réate die bedarfsabhangige Zulassung fur
Spezialarzte vorubergehend wieder ein.

Soziale Gruppen:

- Der Bundesrat hat erste Losungsansatze zur Umsetzung der SVP-Volksinitiative «fur
die Ausschaffung krimineller Auslander>» vorgestellt.

- Die Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung» wurde von beiden Kammern zur
Ablehnung empfohlen und die beginnende Abstimmungskampagne versprach heiss zu
werden.

- Das von der Griinen Partei ergriffene Referendum gegen die dringlichen Anderungen
des Asylgesetzes scheiterte an der Urne.

- Trotz Volksmehr konnte der Bundesbeschluss tUber die Familienpolitik die Mehrheit
der Stéande nicht Gberzeugen.

- Das Parlament empfahl die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache»
zur Ablehnung.

- Die Familieninitiative zur EinfUhrung von Steuerabzlgen fur Eltern, die ihre Kinder
selber betreuen, wurde in der Volksabstimmung abgelehnt.
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- Der Standerat raumte homosexuellen Paaren das Adoptionsrecht fur die Kinder des
Partners ein.

Bildung und Forschung:

- Die Schweiz wird sich am Programm «Erasmus flr alle» der Europaischen Union fur
allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport 2014-2020 beteiligen, wofur der
Bundesrat CHF 305.5 Mio. beantragte.

- Das Weiterbildungsgesetz setzt den Verfassungsauftrag von 2006 um.

- Die Stipendieninitiative des Verbandes der Schweizer Studierendenschaften (VSS) ist
gultig. Der Bundesrat legte einen indirekten Gegenvorschlag vor.

- Numerus clausus, Studiengebthren und die qualitative Auswahl von Studierenden
haben vor allem Diskussionen im Bereich der eidgendssischen technischen
Hochschulen befeuert.

- Das Parlament hat einen Gesamtkredit Uber CHF 4'389 Mio. genehmigt, der die
Beteiligung der Schweiz an den Forschungs- und Innovationsprogrammen der EU,
Horizon 2020, ermdglichen soll.

Kultur, Sprache, Kirchen:

- Die Annahme eines Postulats veranlasst den Bundesrat zur Prifung von Méglichkeiten
zur Offentlichen Ausstellung der Bundeskunstsammlung.

- Die Regierung verabschiedete einen Entwurf flr ein totalrevidiertes
Kulturglterschutzgesetz zuhanden des Parlaments.

- In Lugano versammelten sich Lehrpersonen zur ersten Tagung der lItalienischlehrer
zur verstarkten Foérderung der dritten Landessprache.

- Der Nationalrat forderte den Bundesrat zum Erstellen eines Berichts Uber die Prasenz
von religiosen Symbolen im 6ffentlichen Raum auf.

- Aufgrund der zu Ungehorsam gegen die katholische Kirche aufrufenden Pfarrei-
Initiative hatten die Bischofe der Bistimer Basel, Chur und St. Gallen einer Einladung
nach Rom zu folgen.

- Ein vom Bundesrat veroffentlichter Bericht zur Lage der Muslime in der Schweiz
ortete keine gewichtigen religiosen Differenzen.

Medien:

- Sowohl die von Bundesrat Maurer wie auch den Autoren des Jahrbuchs «Qualitat der
Medien» gedusserten Bedenken zur abnehmenden Medienvielfalt wurden von Seiten
der Pressebranche beanstandet.

- Aufgrund des neu eingesetzten Messverfahrens zur Erhebung der Fernsehquoten und
dem daraus resultierenden Protest der Privatsender, allen voran «3Plus», verzogerte
sich die Publikation der Nutzungsdaten zum Argernis der Werbekunden um mehr als ein
halbes Jahr.

- Der Bundesrat prasentierte seine Botschaft zur Anderung des Radio- und
Fernsehgesetzes, mit welcher die gerdteabhangige Empfangsgebihr der Billag durch
eine generelle Abgabepflicht ersetzt werden soll.

- Eine Konzessionsédnderung ermdglichte der SRG SSR unter Kritik von burgerlichen
Parteien und privaten Anbietern eine Erweiterung ihres Online-Angebots.

- Ein in Erfillung eines Postulats erstellter Bericht des Bundesrates ortete keine
namhaften gesetzgeberischen Lucken betreffend der Rechtslage von Social Media.

Parteien:

- Gleich drei Parteien feierten 2013 ein Jubildaum: die SP wurde 125-jahrig, die GP 30-
jahrig und die BDP feierte ihr 5-jahriges Bestehen.

- Die Familienpolitik fihrte in der FDP zu Auseinandersetzungen zwischen den FDP-
Frauen und der Mutterpartei.

- Die SVP scheiterte mit zwei Initiativen: Noch nie erhielt die SVP an der Urne so wenig
Unterstltzung wie fur ihre Idee einer Volkswahl des Bundesrates.

- Zum ersten Mal in ihrer Geschichte hatte die SVP mehr als 20 kantonale
Regierungssitze inne.

- Die CVP ereilte eine historische Schlappe im Kanton Wallis; mit ihrem Sitzgewinn im
Kanton Neuenburg war die Partei aber erstmals in allen Kantonsparlamenten der
Schweiz vertreten.

- Die GLP ist die erste nicht-linke Partei, die mit dem Referendum gegen das
Kampfflugzeug Gripen Opposition gegen ein Armeebeschaffungsvorhaben auslbte.

- Die Protestpartei MCG feierte in Genf Erfolge, wahrend die Lega im Tessin den Tod
ihres Grunders Giuliano Bignasca verkraften musste.

Verbande und iibrige Interessenorganisationen:
- Nach der Niederlage bei der Abzocker-Initiative unterzog sich die Economiesuisse
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einer fundamentalen Neustrukturierung.

- Beim Schweizerischen Bauernverband wurde erstmals eine Frau zur Vizepréasidentin
gewahlt.

- Sowohl die Gewerkschaften als auch traditionelle Vereine hatten weiterhin mit
Mitgliederschwund zu kdmpfen.

- Vier Krankenkassen verliessen den Dachverband Santésuisse und bildeten eine
Konkurrenzorganisation namens Curafutura.

- Das frei gewordene VCS-Prasidium wurde mit einer SP-Nationalratin besetzt.

Rechtsordnung
Offentliche Ordnung

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden fiir einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zirich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhéltnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausléander (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Tlrkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhéltnisse in
ihren Heimatlandern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die franzésischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Woinschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grossten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der franzésischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Genf:  2'000/Kurden,  4'000/Tamilen,  4'000/gegen  franz.  Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'5600/im Vorfeld eines Militar-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlasslich Militar-Defilee;

Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;

Zurich: 2'000/Alewiten aus der Turkei, 1'600/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. fir eine
offene Schweiz);

Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;

Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;

Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;

Basel: 1'000/Alewiten aus der Turkei;

Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. '

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au début de I'année sous revue, le Conseil fédéral a présenté son rapport de politique
étrangére 2011. Le rapport relate premierement les bouleversements du printemps
arabe qui ont amené la Suisse a accroitre son engagement en Afrique du Nord et au
Proche-Orient. Si la commission a déploré la passivité de la communauté internationale
et de la Suisse avant le commencement des mouvements révolutionnaires, elle se
montre satisfaite de I'engagement helvétique notamment en matiere d’aide
humanitaire, de lutte contre la pauvreté et de soutien au développement démocratique
et économique. En commission, la discussion autour du printemps arabe a mis en
lumiere deux préoccupations: I'afflux migratoire et le futur de I'approvisionnement
énergétique. Concernant la politique européenne, le rapport gouvernemental a
mentionné I'impact de la crise de la dette et de la politique migratoire commune sur la
Suisse. La discussion au parlement a également abordé le futur des accords bilatéraux,
qui, selon I'UE, auraient atteint leurs limites. Cette nouvelle position de Bruxelles a ainsi
ralenti les négociations dans divers domaines, tels I'agriculture, I'électricité, la sécurité
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des aliments et la santé publique. Au niveau mondial, I'année 2011 a permis a la Suisse
de renforcer ses relations avec les grandes puissances émergentes, notamment
I’Afrique du Sud, le Brésil, I'Inde, la Russie et la Chine. Le rapport fait également
mention des pressions exercées sur le secret bancaire suisse ainsi que sur le secteur
financier au cours de I"'année sous revue. Enfin, la tradition humanitaire suisse, soit son
engagement contre les conflits violents, son role de médiateur et son aide humanitaire
particulierement sollicitée au Japon et au Maghreb en 2011, a été maintes fois saluée
par les parlementaires. Au final, les deux chambres ont pris acte du rapport. ?

Les deux chambres du Parlement fédéral ont pris acte du rapport de politique
extérieure 2017 lors de la session parlementaire d'été 2018.

A certains parlementaires qui s'étonnent de la briéveté du rapport (une cinquantaine
de pages seulement), Ignazio Cassis, désormais a la téte du DFAE, réplique que ce
nouveau format vise avant tout & rendre le compte-rendu lisible et digeste pour
I'ensemble des députées et députés, et non pas uniquement pour les personnes
passionnées de politique étrangére. A propos du contenu du rapport, si, en ce qui
concerne les relations avec les partenaires mondiaux, la paix et la sécurité ou le
développement durable et la prospérité, le bilan est plutot positif, les relations entre la
Suisse et I'UE sont encore & clarifier. Sur ce dernier point, I'objectif de la Suisse
demeure le maintien des accords bilatéraux, I'accés au marché intérieur, la sécurité du
droit et la résolution des questions institutionnelles. A I'échelle mondiale, 2017 est
synonyme de bouleversements majeurs, a I'exemple de I'élection de Donald Trump a la
présidence des Etats-Unis ou de la montée en puissance de la Chine, désireuse
d'occuper une place d'importance sur I'échiquier géopolitique.

Quant aux discussions parlementaires, Francois Nordmann, a I'occasion d'une tribune
d'opinion mise en ligne par Le Temps, regrette un débat «décevant», rythmé par les
«silences du ministre» en charge des affaires étrangeres et «l'absence de curiosité des
parlementaires», qui «se limitent le plus souvent a des constatations d'ordre général».
«Alors que le monde est traversé de grandes tensions, le DFAE n'a presque rien a en
dire, et les parlementaires se taisent», déplore I'ancien diplomate. *

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont tous deux pris acte du rapport de
politique extérieure 2018 au mois de mars 2019. Faisant écho aux objectifs définis dans
le cadre de la Stratégie de politique étrangere 2016-2019, le rapport en question dresse
un bilan général de l'action portée par la Suisse en termes de politique extérieure
durant I'année écoulée. Rapporteur pour la CPE-CE, Didier Berberat (ps, NE) a entre
autres évoqué le défi majeur que représente la préservation d'un ordre international
basé sur le droit - et ce notamment face a I'imprévisibilité de certains dirigeants
politiques, Etats-Unis et Chine en téte -, les difficultés & concilier politiques
économiques et droits de I'nomme - a I'exemple des relations établies avec la Chine
dans le contexte de la mise en ceuvre de l'initiative des nouvelles routes de la soie -, le
role crucial des bons offices offerts par la Suisse en faveur de la promotion de la paix
ainsi que les réformes prévues par la Stratégie de politique extérieure 2020-2023
quant a l'organisation du personnel diplomatique. En matiere de développement,
I'intérét apporté par la Confédération a I'Agenda 2030 de I'ONU pour le développement
durable a également été salué. Sans surprise, le rapport présenté aux chambres
accordait également une place de choix a la question européenne, et plus
particulierement aux préoccupations relatives au Brexit et aux relations Suisse-UE. Tel
que formulé par Claude Béglé (pdc, VD), rapporteur pour la CPE-CN, «la question
centrale a été, et est encore, celle de I'accord-cadre institutionnel entre la Suisse et
|'Union européenne», condition sine qua non pour l'acces de la Suisse au marché
européen.

Alors qu'au Conseil des Etats, le rapport de politique extérieure 2018 n'a suscité aucun
commentaire ou presque, au Conseil national, les interventions se sont succédées a la
tribune. Roger Képpel (udc, ZH) a exprimé tout le mal qu'il pensait de I'accord cadre
avec I'UE. Carlo Sommaruga (ps, GE) a interrogé le conseiller fédéral Ignazio Cassis
quant aux raisons de la diminution du crédit-cadre pour la Suisse comme Etat-hote et
dénoncé le refus du DFAE de mettre en ceuvre sa motion en faveur de la ratification du
traité sur l'interdiction des armes nucléaires. Prenant pour exemple le manque
d'initiative de la part du gouvernement helvétique quant au conflit israélo-palestinien
ou a la guerre civile faisant rage au Yémen, Denis de la Reussille (pst, NE) a, au nom du
groupe des Verts, déploré que l'orientation du rapport soit, de maniere générale,
centrée uniquement sur les échanges commerciaux et économiques, et ce notamment
aux dépens du respect des droits humains. *
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Aussenwirtschaftspolitik

Comme en 1992 mais dans un contexte économique encore plus difficile, les secteurs
d'exportation se sont remarquablement comportés avec une progression de 0,6% en
volume et en valeur nominale. Cette évolution favorable s'explique en grande partie par
la baisse de la demande intérieure qui a contraint beaucoup d'entreprises a trouver de
nouveaux débouchés & [|'étranger. A cet égard, la progression, méme faible, des
livraisons a I'étranger est révélatrice de la compétitivité des entreprises suisses sur les
marchés internationaux.

Les résultats des exportations ont toutefois connu des différences sensibles selon les
branches économiques. Celles qui se sont le mieux comportées furent l'industrie
alimentaire (8,0%), l'industrie chimique (5,1%) ainsi que I'horlogerie (3,0%). Les
exportations de biens d'investissement, comme les machines (-2,3%) ou les
instruments de précision (-1,56%), n'ont que légérement diminué par rapport a 1992;
compte tenu de la mauvaise conjoncture, ce recul est resté trés limité. En revanche,
I'industrie textile a connu une baisse importante (-10,2%).

L'évolution des exportations par régions reflete les différences de la conjoncture
internationale entre, d'un cété, la grande majorité des pays industrialisés (-1,5%) et, de
I'autre, les pays non-membres de I'OCDE (8,7%). Le bon comportement de I'économie
d'exportation est di principalement au dynamisme de la demande venant de la région
du Sud-Est asiatique et de certains Etats de I'Amérique latine. Les livraisons vers la
plupart des pays européens (UE: -2,6% et AELE: -2,1%) ont diminué; seules les
exportations vers la Grande-Bretagne (7,9%), ou la reprise économique s'est solidement
installée dans le courant de I'année, et les Pays-Bas (2,6%) ont progressé. Au sujet des
pays de I'OCDE non-européens (2,2%), les résultats furent différenciés; ainsi, les
livraisons vers les Etats-Unis (5,9%) et I'Australie (6,3%) progressérent alors que celles
en direction du Japon (-2,1 %) et du Canada (-5,6%) diminuérent.

En ce qui concerne les pays extérieurs a I'OCDE, qui absorbent pres de 22% du total
des exportations suisses, les résultats furent trés positifs. Hormis la Pologne (-3,7%), les
exportations vers I'Europe centrale et orientale (9,6%), de méme que vers les pays de
I'OPEP (6,4%), ont augmenté. Parmi les pays non-producteurs de pétrole (7,0%), Hong-
Kong (11%), Singapour (49,9%) et le Brésil (9,2%) ont connu une forte progression de
leurs importations suisses, mais, c'est vers la Chine (51,9%) que I'augmentation a été la
plus forte.

La stabilisation progressive de la demande intérieure a eu pour effet d'atténuer
quelque peu le recul des importations (-3,4% en valeur et -1,2% en volume); alors qu'au
premier semestre, le volume des exportations était encore inférieur de 5% en moyenne
a son niveau de l'année précédente, la tendance s'est renversée au deuxieme semestre.
A quelques exceptions pres, la diminution des importations a touché pratiquement
tous les types de marchandises. Seules les importations de produits intermédiaires
pour les branches d'exportation suisses, industrie chimique et horlogerie notamment,
ont sensiblement progressé. Les importations de biens d'investissement, qui avaient
diminué ces dernieres années, se sont stabilisées au cours de I'année, méme si
d'importantes variations ont persisté selon les secteurs. Le recul a été particulierement
fort en ce qui concerne les biens de consommation durables, en particulier les voitures
(-16,8% en nombre).

Comme pour les exportations suisses, un certain clivage s'est dessiné entre les pays
extérieurs & I'OCDE (7,2%), qui ont connu globalement une progression de leurs
exportations vers la Suisse, et la zone de I'OCDE dont les livraisons ont diminué de
4,4%. Les exportations européennes, que ce soit de I'UE (-3,3%) ou de I'AELE (-8,0%),
tout comme celles des pays de I'OCDE non-européens (-9,2%), ont sensiblement
diminué. Seules la Grande-Bretagne (13,0%) et I'Australie (14,6%) ont enregistré une
forte augmentation de leurs livraisons. En revanche, les achats helvétiques en
provenance des pays non-membres de I'OCDE ont globalement progressé; les biens
exportés par ces pays ne représentent toutefois que 8,8% du total des produits
importés en Suisse. Les importations en provenance des pays de I'OPEP (19,4%) et de la
Chine (23,8%) ont connu la plus forte hausse. Par contre, les exportations d'Europe
centrale et orientale ont diminué de 0,6%, la Pologne étant quasiment le seul pays de
cette région a voir ses livraisons vers la Suisse augmenter (+11,8%). °
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Malgré une appréciation du franc suisse de plus en plus forte et un contexte
international marqué par une forte concurrence, la croissance des exportations suisses
a de nouveau dépassé les attentes. En 1994, celles-ci ont en effet cri de 4.4% en
volume et de 3.5% en valeur nominale. Ce résultat, remarquable a plusieurs titres,
constitue la preuve d'une capacité concurrentielle intacte de lI'industrie suisse
d'exportation en général.

Les résultats des exportations ont toutefois connu des différences conséquentes selon
les branches économiques. Celles qui se sont le mieux comportées furent I'industrie
des matieres en plastique (+4.9% en valeur nominale par rapport a 1993), I'norlogerie
(+4.8%), I'industrie chimique (+4.6%) ainsi que I'industrie des machines (+4.5%). Les
exportations de I'industrie des métaux ont, pour leur part, progressé de 3.8%, alors que
celles de l'industrie alimentaire et de l'industrie des instruments de précision ont
respectivement augmenté de 2.7% et 2.4%. Le volume des exportations de I'industrie
des textiles est, quant & lui, resté stable (+0.1%), tandis que celui de I'industrie de
I'habillement a connu une baisse de 1.9%.

En raison de la synchronisation progressive de la conjoncture internationale, les
différences entre les taux de croissance des exportations suisses en direction des pays
industrialisés (+3,2%) d'une part, et des pays non-membres de I'OCDE (+4.8%), d'autre
part, se sont réduites par rapport a 1993. Les points forts de I'expansion des
exportations suisses ont été les pays émergents et en développement d'Asie du Sud-Est
et d'Amérique latine ainsi que les pays industrialisés d'outre-mer et la Grande-
Bretagne. Les livraisons vers la plupart des pays européens ont augmenté (UE: +3.1% et
AELE: +1.2%), a |'exception de la Norvege (-7%), de I'ltalie (-3.3%), de la Finlande (-0.6%)
et des Pays-Bas (-0.2%). Au sujet des pays de I'OCDE non européens (+6.9%), les
exportations vers les Etats-Unis (+6.4%), I'Australie (+11.3%) et le Japon (+10.2%) ont
constitué les plus fortes hausses, alors que celles en direction du Canada ont diminué
de 4.2%.

En ce qui concerne les pays extérieurs a I'OCDE - qui absorbent 21% du total des
exportations suisses -, les livraisons vers I'Europe de I'Est ont globalement augmenté de
14.1%, les exportations suisses en direction de la CEl connaissant pour leur part une
hausse de 28.4%. Parmi les pays non producteurs de pétrole (+11% d'exportations), la
Corée du Sud (+50.8%) a connu la plus forte progression des importations suisses en
1994, devant le Brésil (+28.6%) et Hongkong (+14.3%). Les exportations vers la Chine ont
en revanche enregistré une baisse de 11% apres avoir connu une augmentation de 51.9%
en 1993. C'est cependant avec les pays de I'OPEP que la baisse des exportations suisses
a été la plus marquée (-18.7%). ¢

La croissance des importations suisses s'est avérée plus forte que prévu en 1994,
Atteignant 9.5% en volume et 3.9% en valeur nominale, I'augmentation des achats
helvétiques en provenance de I'étranger s'explique principalement par une forte
poussée de la demande intérieure, particulierement dans les domaines qui se
caractérisent par une forte propension a importer: reconstitution de stocks, achats de
biens d'équipement et consommation de biens durables. La forte croissance de la
demande de produits semi-finis industriels et de biens intermédiaires s'est appliquée a
une large palette de produits: métaux, produits chimiques, matieres plastiques, etc. Les
importations de biens d'investissement se sont étendues a un large éventail de secteurs
allant des machines motrices a la plupart des catégories de machines pour la
production, en particulier les machines et appareils destinés a I'industrie des services.
Les importations de biens de consommation durables - notamment les voitures (+13.5%
en nombre) - ont également fortement progressé.

Comme pour les exportations suisses, les différences entre les taux de croissance des
importations provenant, d'un c6té, des pays industrialisés (+3.5%) et, de l'autre, des
pays non-membres de I'OCDE (+7.7%) se sont amenuisées par rapport a 1993. Les
exportations européennes, que ce soit de I'UE (+4.1%) ou de I'AELE (+4.3%), ont
sensiblement augmenté. Les importations suisses en provenance des pays de I'OCDE
non européens ont, en revanche, légérement diminué (-1.1), les exportations japonaises
connaissant une baisse de 10.7%, alors que celles du Mexique ont parallelement
augmenté de 38.8%. En ce qui concerne les pays non-membres de I'OCDE (+7.7%
d'importations) - dont les biens exportés représentent 9.1% du total des produits
importés en Suisse - les importations en provenance des pays d'Europe de I'Est
(+16.4%) et des pays de I'OPEP (+12.8%) ont connu la plus forte hausse. Quant aux
exportations des pays non producteurs de pétrole et de la Chine, elles ont connu des
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augmentations de 5.5% et 6.5%. '

En mars, les chambres ont approuvé le rapport sur la politique extérieure 2011.
L’année sous revue a été caractérisée par une importante ouverture des marchés. La
conclusion d’accords bilatéraux, ainsi que le renforcement de la coopération avec I'UE,
a permis a la Suisse de consolider sa position économique. Plus particulierement, le
gouvernement a noté la conclusion d’accords de libre-échange entre I'’AELE et Hong
Kong, ainsi qu’avec le Monténégro, la proche conclusion d'un accord avec la Bosnie et
Herzégovine et I'entrée en vigueur d’accords avec le Pérou et la Colombie. La Suisse a
également entamé des négociations avec la Chine, I'Indonésie ainsi qu’avec la Russie, le
Bélarusse et le Kazakhstan et a poursuivi les négociations avec I'Inde afin de signer un
accord de libre-échange. En 2012, elle prévoit de négocier avec le Vietnam et les Etats
d’Amérique centrale. Au niveau européen, le gouvernement a décidé de continuer une
stratégie d’ensemble et coordonnée en incluant des discussions sur les questions
institutionnelles qui freinent depuis longtemps I"'avancement d’accords sectoriels avec
I'UE. D'un point de vue financier, la situation fragile de la monnaie européenne a
renforcé le franc suisse provoquant une diminution des exportations suisses.
Concernant les organisations internationales, au sein de 'OMC, le Cycle de Doha n’a
toujours pas abouti. La Suisse vise toujours une participation au G20. En 2011, elle s’est
ainsi impliquée dans les réunions préparatoires. Lors de |"évaluation du rapport, les
commissions ont regretté que le rapport n‘ait pas inclus un chapitre traitant des
marchés et des systémes financiers internationaux, ainsi qu'un chapitre traitant de la
politique suisse des matiéres premieres. L'aspect trés descriptif du rapport a
également soulevé quelques critiques. La Commission de politique extérieure du
Conseil des Etats (CPE-CE) a également discuté de I'introduction d’éléments en faveur
du développement durable dans les accords de libre-échanges ainsi que des probléemes
créés par la diminution des matieres premiéres. Finalement, les deux chambres ont pris
acte du rapport. Le Conseil fédéral a également présenté son message sur
|"approbation de mesures touchant le tarif des douanes. Ce dernier a été approuvé a
I'unanimité par les chambres. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

La premiére Conférence ministérielle de la Convention-cadre des Nations Unies sur les
changements climatiques - signée par 122 Etats lors du Sommet de la terre de Rio en
juin 1992 - s'est ouverte fin mars a Berlin. Ayant pour objectif principal de déterminer
les moyens qu'entend prendre la communauté internationale pour lutter contre le
réchauffement de la planéte par la stabilisation, puis la réduction, des I'an 2000, des
gaz a effet de serre, la conférence n'a pas tardé a révéler d'importantes dissensions
entre les participants. Intéressée au premier plan par le réchauffement planétaire,
|'Association des petits Etats insulaires a proposé de fixer un niveau d'émissions de
CO2 inférieur de 20% a celui de 1990 a I'horizon de I'an 2005. Bien que repris par
I'Inde, la Chine et le Brésil, ce scénario ambitieux - auquel la majorité des pays du tiers-
monde ne tarda pas a se rallier - ne fut pas sans contraster avec I'attitude divisée des
pays industrialisés: si I'Union européenne accepta de considérer la proposition des
pays en développement comme base de discussion, les Etats-Unis, le Japon et le
Canada montrérent en revanche de fortes réticences a I'égard d'un renforcement des
objectifs de la convention. Emmenée par la conseillere fédérale Ruth Dreifuss, la
délégation helvétique se prononca pour sa part en faveur de I'adoption d'un mandat de
négociations en vue de la signature d'un protocole sur la réduction des émissions de
gaz a effet de serre aprés I'an 2000, sans pour autant mentionner de buts précis. C'est
précisément par I'adoption d'un mandat de négociations guére plus contraignant que la
Conférence de Berlin s'est soldée, a la grande déception des organisations de
protection de I'environnement. Le protocole résultant des futures négociations devrait
des lors étre adopté a I'occasion de la prochaine conférence ministérielle qui se
tiendra a Tokyo en 1997. ¢
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La deuxieme Conférence des Etats parties a la Convention-cadre des Nations Unies sur
les changements climatiques s'est déroulée a Geneve dans le courant du mois de juillet.
Apres avoir réuni pendant plus d'une semaine les experts internationaux de quelque
150 pays qui se sont penchés sur le probleme du réchauffement planétaire provoqué
par les gaz a effet de serre, la rencontre s'est poursuivie a I'échelon ministériel. A cette
occasion, les porte-parole de plusieurs pays industrialisés ont officiellement apporté
leur soutien au second rapport du Groupe d'experts intergouvernemental sur
I'évolution du climat (IPCC) qui établit pour la premiere fois I'existence d'un lien entre
les changements climatiques et I'activité humaine. Sur la base de cette constatation, de
nombreux intervenants se sont déclarés en faveur de mesures supplémentaires afin
que la lutte contre le réchauffement climatique puisse étre renforcée. Néanmoins, ces
déclarations d'intention en faveur d'une diminution des gaz a effet de serre aprées I'an
2000 ont continué a se heurter & de nombreuses réserves, voire a des oppositions,
dont les principaux auteurs furent les pays producteurs de pétrole ainsi que la Chine et
la Russie. Conséquence directe de ces multiples résistances, la déclaration
ministérielle par laquelle s'est clos la conférence a été publiquement rejetée par
quatorze Etats, pour la plupart producteurs de pétrole. Selon ce texte, les pays
industrialisés s'engagent a négocier des réductions contraignantes et significatives des
émissions de gaz a effet de serre pour le siecle prochain, sans pour autant préciser les
buts a atteindre. Les nouveaux engagements devront étre précisés d'ici a la 3e
Conférence sur le climat qui aura lieu en 1997 a Tokyo.

Coté helvétique, la réunion de Genéve sur les changements climatiques aura permis
tant a la conseillere fédérale Ruth Dreifuss qu'a Philippe Roch, directeur de I'OFEFP, de
confirmer le réle pilote joué par la Confédération dans ce domaine, puisque tous deux
ont affirmé que la Suisse sera sans doute en mesure de stabiliser ses émissions de gaz
carbonique en I'an 2000 a leur niveau de 1990. Il est & relever qu'a I'heure ou se
déroulait la conférence, les autorités fédérales n'avaient pas encore fixé les objectifs a
atteindre pour le siecle prochain. Cette lacune devait cependant étre comblée des la
fin octobre avec la mise en consultation d'un projet de loi sur la réduction des
émissions de CO2 prévoyant une diminution de 10% de celles-ci pour I'an 2010. ™

La troisieme Conférence des parties a la Convention-cadre des Nations Unies sur les
changements climatiques ne parvint que partiellement & aplanir les divergences de vues
entre les divers participants au sujet des objectifs chiffrés que les pays industrialisés se
doivent d'atteindre en matiere de lutte contre les gaz a effet de serre pour I'aprés an
2000. Ce demi succes ou échec du Sommet de Kyoto a en grande partie résulté du
profond différend qui a continué & opposer I'Union européenne aux Etats-Unis: Si les
Quinze proposerent a nouveau de fixer une diminution de 15% des rejets de CO2 d'ici
2010, les Américains préchérent pour leur part pour une simple stabilisation, d'ici 2008
a 2012, des émissions de gaz a effet de serre a leur niveau de 1990, ceci afin de ne pas
menacer la croissance économique. A ces positions vinrent en outre s'ajouter les
propositions formulées par les petits Etats insulaires (-20% d'ici I'an 2005) et par le
Japon (-56% d'ici 2008-2012). Face a de pareils intéréts contradictoires, il ne fallut pas
moins de dix jours d'apres négociations pour que les représentants des 159 Etats
présents parviennent a débloquer la situation en s'entendant finalement sur un
protocole contraignant pour les pays industrialisés aux termes duquel I'UE - mais
également la Suisse - s'engagent a réduire leurs émissions de six gaz a effet de serre de
8% sur la période comprise entre 2008 et 2012, contre 7% pour les USA et 6% pour le
Japon (soit une réduction moyenne de 5,2%). Malgré I'insistance des Etats-Unis quant a
la nécessité d'associer également les pays en voie de développement a la lutte contre le
rechauffement du climat, ces derniers ont cependant été exemptés de tout
engagement, méme volontaire, aprés que la Chine se fut vigoureusement élevée contre
la prétention américaine. A l'issue de la conférence, les organisations non-
gouvernementales de défense de I'environnement ont tiré un bilan tres mitigé de la
rencontre. Elles ont notamment jugé scandaleuse I'introduction d'une bourse aux gaz a
effet de serre qui permettra aux pays ayant dépassé leur plafond d'émissions de
racheter leur surplus & ceux qui seront restés en deca de leur quota.

Quelques jours avant I'adoption du Protocole de Kyoto, la Suisse avait profité de la
tribune qui lui était offerte pour plaider en faveur de lI'adoption d'un accord
contraignant basé sur le principe du pollueur-payeur en vertu duquel les pays
industrialisés produisant le plus de CO2 par habitant se devraient de fournir les plus
grands efforts de réduction. Parallelement, la Confédération apporta son soutien a la
position défendue par I'UE, tout en se déclarant elle-méme préte a diminuer ses rejets
de dioxyde de carbone de 10% d'ici I'an 2010, comme l|'exige le projet de loi sur la
réduction des émissions de CO2."
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La ville de Montréal a accueilli au mois de décembre la 11éme Conférence sur les parties
a la convention sur le climat et la 1ére réunion des parties au Protocole de Kyoto, entré
en vigueur le 16 février 2005. Les participants ont adopté formellement les modalités
de mise en ceuvre du Protocole, ce qu’il I'a rendu totalement opérationnel. Les regles
pour le marché international des certificats de carbone ont été précisées. Les parties
se sont entendues sur des améliorations a apporter au fonctionnement du
«mécanisme pour un développement propre». Cet instrument permet aux pays
industrialisés de compenser partiellement leurs émissions en financant des projets de
réduction d'émissions de gaz & effet de serre dans des pays en voie de développement.
La conférence a également donné son feu vert a la mise en place du « mécanisme de
mise en ceuvre conjointe » qui permet aux pays industrialisés d’investir dans des pays
en transition d'Europe centrale et orientale. Outre ces dispositions, les parties ont
conclu un accord pour préparer |'aprés-Kyoto. 157 pays, dont la Suisse, ont accepté de
lancer des négociations formelles, des mai 2006, sur une nouvelle période
d’engagement du Protocole de Kyoto (2013-2017). Les Etats-Unis, déja non-signataires
du Protocole de Kyoto (Avec I'Inde, la Chine, la Corée du Sud et I'Australie, les Etats-
Unis ont signé un accord sur la réduction des émissions de gaz & effet de serre. A la
différence du Protocole de Kyoto, il est non contraignant et ne comprend aucun
calendrier), ont refusé dy prendre part, mais ont accepté un « dialogue » informel pour
limiter le réchauffement climatique.

Im Dezember lautete die Uno-Klimakonferenz in Bali die Verhandlungen Uber ein neues
weltweites Klimaabkommen ein. Es soll 2013 in Kraft treten und das Kyoto-Protokoll von
1997 ersetzen, das 2012 auslauft. Das Verhandlungsmandat der Schweiz lehnte sich stark
an die Position der EU an, der Bundesrat hatte sich aber formell noch nicht definitiv auf
ein Reduktionsziel festgelegt und auch nicht auf den Anteil der Massnahmen im Inland
und Ausland. Die EU hatte angekiindigt, sie wolle ihre Emissionen bis 2020 gegenUber
dem Referenzjahr 1990 um 20% verringern oder gar um 30% falls andere Lander dabei
mitziehen. Die Staaten konnten sich an der Klimakonferenz nicht darauf einigen,
konkrete Reduktionsziele fur Treibhausgase im Verhandlungsmandat festzuschreiben.
Sie legten aber einen verbindlichen Zeitplan fest, der bis 2009 zu einem neuen globalen
Klimaabkommen flhren soll. Als besonderer Erfolg galt die Integration der Lander USA,
China und Brasilien, die bei Kyoto nicht dabei gewesen sind. ®

En décembre de I'année sous revue s’est tenue a Copenhague la Conférence de I’"ONU
sur le climat vouée a I'adoption d’une stratégie climatique internationale post-Kyoto.
La rencontre n“a finalement débouché que sur un accord politique de principe, et non
sur un traité énoncant des objectifs contraignants en matiére de lutte contre le
réechauffement et de réduction des émissions de CO2, comme le souhaitait une large
majorité des participants, dont la Suisse. Dans la droite ligne de la stratégie proposée
dans le projet de révision de la loi sur le CO2, le Conseil fédéral avait en effet donné
mandat a Moritz Leuenberger de négocier un accord global comportant des objectifs
de réduction concrets et obligatoires, assortis de mécanismes flexibles (par ex.
I"échange de certificats d’émission) et d’un systéme de contréle transparent. L'échec
des négociations est principalement imputable au refus catégorique des Etats-Unis et
de la Chine, les deux principaux pollueurs, d’entrer en matiere sur des objectifs chiffrés
invoquant des raisons économiques (en particulier, la récession). Les parties se sont
toutefois accordées sur la nécessité d'agir contre les changements climatiques et ont
entériné l'objectif de limiter a 2°C le réchauffement global (par rapport a Iére
préindustrielle), selon les recommandations du Groupe d’experts intergouvernemental
sur I"évolution du climat (GIEC). Le GIEC est parvenu a la conclusion que I"évolution du
climat deviendrait incontrdlable si le réchauffement global excéde 2°C (par rapport a
I'ére préindustrielle). ™

An der UNO-Klimakonferenz in Doha verpflichteten sich 37 Lander, darunter alle EU-
Staaten sowie Australien, die Schweiz und weitere européaische Staaten, zur
Weiterfiihrung des Kyoto-Protokolls bis 2020 (Kyoto IlI). Kanada und Japan
distanzieren sich von Kyoto II; sie wollen ihre Emissionen kunftig auf freiwilliger Basis
reduzieren. Die Kyoto-lI-Staaten sind insgesamt flr rund 14 Prozent des weltweiten
CO2-Austosses verantwortlich. Entgegen den Erwartungen wurde die Aushandlung
eines neuen Weltklimavertrages, der ab 2020 fur Industrie- und Schwellenlander gelten
soll, auf 2015 vertagt. Die Schweizer Delegation sah mit dem Ergebnis der
Klimakonferenz gerade einmal das Minimalziel erreicht. Zufrieden zeigte sie sich Uber
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die Weiterflhrung des bis anhin einzigen verbindlichen Abkommens zur
Treibhausgasreduktion, dusserte jedoch ihren Unmut Uber das mangelnde und wenig
verbindliche Engagement anderer grosser Verursacher von Treibhausgasemissionen,
neben Japan und Kanada namentlich die USA, China, Brasilien, Stdafrika und Indien.

Die im November stattfindende 19.UNO-Klimakonferenz in Warschau brachte aus Sicht
der Schweiz nicht die erwarteten Ergebnisse. Fortschritte erzielte die
Staatengemeinschaft zwar im Bereich des Waldschutzes sowie durch Regelung der
Uberprifung freiwilliger Emissionsreduktionen der Entwicklungsldnder. Durch den
Widerstand der ,Like-Minded Developing Countries™, darunter namentlich China,
Indien, Saudi Arabien, Venezuela und die Philippinen, wurde jedoch verhindert, dass
alle Lander mit der Erarbeitung der Reduktionsverpflichtung zur
Treibhausgasemissionen nach 2020 beginnen. Die Konferenz liess auch Dauer,
Modalitaten und Formulierung der Reduktionsverpflichtung nach 2020 offen, womit
dem vor zwei Jahren an der Klimakonferenz in Durban beschlossenen Ziel, bis im Jahr
2015 ein glltiges Vertragswerk auszuarbeiten und abzuschliessen, wenig Rechnung
getragen wurde. Bundesréatin Leuthard (cvp) ermahnte die Staatengemeinschaft an der
Konferenz zur Festlegung verbindlicher und allgemein gultiger Reduktionsziele. Nur so
kénne die Erderwarmung auf einen Anstieg von 2 Grad gegenuber dem Jahr 1990
begrenzt werden. Dartber hinaus sprach sich eine Mehrheit der Industriestaaten,
darunter die Schweiz, zusammen mit verschiedenen Inselstaaten, den Landern der
unabhéangigen Allianz lateinamerikanischer und karibischer Staaten sowie den drmsten
Landern der Welt daflir aus, die Bemuhungen zur Verringerung der Klimaerwédrmung im
Zeitraum 2013-2020 zu verstarken. Ein konkreter Plan zur Emissionsreduktion bis 2020
wurde jedoch zum Bedauern der Schweiz nicht verabschiedet. Indes forderten
Forscher des an der Universitat Bern angesiedelten Oeschger-Zentrums in einer
fihrenden Fachzeitschrift, die Folgen des CO2-Ausstosses nicht ausschliesslich am
Temperaturanstieg zu messen. Zunehmende CO2-Emissionen flhrten unter anderem
zu einer Versauerung der Ozeane. Um den damit einhergehenden negativen
Auswirkungen Einhalt zu gebieten, waren noch strengere Reduktionsziele angebracht.
Der Bericht sowie insbesondere auch das Engagement des am Oeschger-Zentrum
tatigen Professors Thomas Stocker fir den UNO-Klimarat (IPCC) wurden von der
Wochenzeitung .Weltwoche™ dusserst kritisch beurteilt. '

Auf mehr Widerstand stiess die Genehmigung der Anderung des Kyoto-Protokolls
(Kyoto 11) im Marz 2015 im zweitbehandelnden Nationalrat. Wahrend eine breite
Kommissionsmehrheit fur Eintreten und Weiterflhrung des Kyoto-Protokolls plédierte
- unter anderem mit der Begriindung, dass das im Rahmen von Kyoto Il beschlossene
Reduktionsziel von 20% im Vergleich zu 1990 mit dem 2011 verabschiedeten CO2-
Gesetz bereits im Einklang stehe und es deswegen im Moment keiner weiteren
Gesetzesanpassung bedurfe - stellte sich eine Kommissionsminderheit bestehend aus
SVP-Vertretern gegen ein Eintreten auf die Vorlage. Zum einen bemaéangelte die
Minderheit die fehlende Bereitschaft der grossen Emissionsverursacher wie China oder
die USA, bei Kyoto Il mitzuwirken, womit die Wirksamkeit des Protokolls in Frage gestellt
und die Schweizer Wirtschaft unnotig geschwéacht werde. Ferner wehrte sie sich gegen
den zusatzlichen personellen Aufwand, der aufgrund gestiegener Anforderungen an die
jahrliche Berichterstattung zur Entwicklung der Treibhausgasemissionen sowie
aufgrund des Einbezugs weiterer Treibhausgase und zuséatzlicher Senkungsleistungen in
Kyoto Il erbracht werden und zumindest indirekt Uber die CO2-Abgabe von den
Blrgerinnen und Blrgern bezahlt werden musse. Diese Argumentation fand jedoch
Uber die eigene Fraktion hinaus kein Gehdér, womit die Vorlage noch in derselben
Session von den beiden Raten in der Schlussabstimmung verabschiedet werden konnte
- im Standerat mit 35 zu 7 Stimmen (2 Enthaltungen) und im Nationalrat mit 137 zu 55
Stimmen (3 Enthaltungen).
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